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für deren Erledigung sorgen oder zumindest in anderer Weise
sicherstellen, dass rechtzeitig Fristverlängerung beantragt werden
kann.

BGH, Beschl. v. 10.5.2006 – XII ZB 145/05

Anmerkung:

Ging es in BRAK-Mitt. 2006, 76 (Heft 2) um Pflichten bei einer
unvorhergesehenen Erkrankung kurz vor einem Gerichtstermin,
hat der BGH nun zu Pflichten im Zusammenhang mit Fristen
bei wiederholt auftretenden Erkrankungen Stellung genommen:
Nach mehrmaliger Verlängerung einer Berufungsbegründungs-
frist konnte der Anwalt am Tag des Fristablaufs die endgültige
Fertigstellung des Schriftsatzes wegen des erneuten Auftretens
einer akuten Sehstörung nicht durchführen. Im Wiedereinset-
zungsantrag machte er geltend, er habe aufgrund der Sehstö-
rung auch keinen weiteren Fristverlängerungsantrag mehr stel-
len können.

Das Berufungsgericht hat den Wiedereinsetzungsantrag zu-
rückgewiesen und die Berufung als unzulässig verworfen. Es

sah ein Verschulden des Anwalts darin, dass er es angesichts
des wiederholten Auftretens der Sehstörungen unterlassen
hatte, für diese Fälle einen Vertreter zu bestellen, der sich um
die Fristsachen hätte kümmern oder zumindest einen weiteren
Fristverlängerungsantrag hätte stellen können.

Der BGH hat die Rechtsbeschwerde als unzulässig verworfen,
da es an den Voraussetzungen des § 574 Abs. 2 ZPO fehle.
Die Entscheidung des Berufungsgerichts stehe im Einklang mit
der BGH-Rechtsprechung. Eine Erkrankung schließe ein Ver-
schulden an einer Fristversäumung nur dann aus, wenn sie
unvorhersehbar gewesen sei. Gerade dies sei hier nicht der
Fall gewesen. Eine Entscheidung des BGH zur Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung sei daher nicht erforder-
lich. Die Entscheidung des Berufungsgerichts beruhe weder
auf einer Verletzung von Verfahrensgrundrechten noch ver-
letze sie den Anspruch auf Gewährung wirkungsvollen
Rechtsschutzes.

Rechtsanwalt Holger Grams

Beschlüsse der 6. Sitzung der 3. Satzungs-
versammlung bei der Bundesrechtsanwalts-

kammer am 3.4.2006 in Berlin

Fachanwaltsordnung

§ 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

…, das Urheber- und Medienrecht sowie das Informationstech-
nologierecht verliehen werden.

§ 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

(2) Wird der Antrag nicht in demselben Jahr gestellt, in dem der
Lehrgang endet, ist ab dem Kalenderjahr, das auf die Lehr-
gangsbeendigung folgt, Fortbildung in Art und Umfang von
§ 15 nachzuweisen.

Nach § 4 wird folgender § 4a eingefügt:

§ 4a Schriftliche Leistungskontrollen

(1) Der Antragsteller muss sich mindestens drei schriftlichen
Leistungskontrollen (Aufsichtsarbeiten) aus verschiedenen
Bereichen des Lehrgangs erfolgreich unterzogen haben.

(2) Eine Leistungskontrolle muss mindestens eine Zeitstunde
ausfüllen und darf fünf Zeitstunden nicht überschreiten. Die
Gesamtdauer der bestandenen Leistungskontrollen darf
fünfzehn Zeitstunden nicht unterschreiten.

§ 5 wird wie folgt gefasst:

§ 5 Erwerb der besonderen praktischen Erfahrungen

Der Erwerb besonderer praktischer Erfahrungen setzt voraus,
dass der Antragsteller innerhalb der letzten drei Jahre vor der
Antragstellung im Fachgebiet als Rechtsanwalt persönlich und
weisungsfrei bearbeitet hat:

a) Verwaltungsrecht: 80 Fälle, davon mindestens 30 gerichtli-
che Verfahren. Mindestens 60 Fälle müssen sich auf drei
verschiedene Bereiche des besonderen Verwaltungsrechts
beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens

5 Fälle. Von den drei Bereichen muss einer zu den in § 8
Nr. 2 aufgeführten Bereichen gehören.

b) Steuerrecht: 50 Fälle aus den in § 9 genannten Bereichen.
Dabei müssen mit jeweils mindestens 5 Fällen mindestens
drei der in § 9 Nr. 3 genannten Steuerarten erfasst sein.
Mindestens 10 Fälle müssen rechtsförmliche Verfahren (Ein-
spruchs- oder Klageverfahren) sein.

c) Arbeitsrecht: 100 Fälle aus den in § 10 Nr. 1 und 2
bestimmten Bereichen, davon mindestens 5 Fälle aus dem
Bereich des § 10 Nr. 2 und mindestens die Hälfte gerichts-
oder rechtsförmliche Verfahren. Als Fälle des kollektiven
Arbeitsrechts gelten auch solche des Individualarbeits-
rechts, in denen kollektives Arbeitsrecht eine nicht uner-
hebliche Rolle spielt. Beschlussverfahren sind nicht erfor-
derlich.

d) unverändert.

e) unverändert.

f) unverändert.

g) unverändert.

h) Versicherungsrecht: 80 Fälle, davon mindestens 10 gericht-
liche Verfahren. Die Fälle müssen sich auf mindestens drei
verschiedene Bereiche des § 14a beziehen, dabei auf jeden
dieser drei Bereiche mindestens 5 Fälle.

i) Medizinrecht: 60 Fälle, davon mindestens 15 rechtsförmli-
che Verfahren (davon mindestens 12 gerichtliche Verfah-
ren). Die Fälle müssen sich auf mindestens drei verschie-
dene Bereiche des § 14b Nr. 1 bis 8 beziehen, dabei auf
jeden dieser drei Bereiche mindestens 3 Fälle.

j) Miet- und Wohnungseigentumsrecht: 120 Fälle, davon min-
destens 60 gerichtliche Verfahren. Mindestens 60 Fälle
müssen sich auf die in § 14c Nr. 1 bis 3 bestimmten Berei-
che beziehen, dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindes-
tens 5 Fälle.
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k) Verkehrsrecht: 160 Fälle, davon mindestens 60 gerichtliche
Verfahren. Die Fälle müssen sich auf mindestens drei ver-
schiedene Bereiche des § 14d Nr. 1 bis 4 beziehen, dabei
auf jeden dieser drei Bereiche mindestens 5 Fälle.

l) Bau- und Architektenrecht: 80 Fälle, davon mindestens 40
gerichtliche Verfahren (davon mindestens 6 selbstständige
Beweisverfahren). Mindestens jeweils 5 Fälle müssen sich
auf die Bereiche des § 14e Nr. 1 und 2 beziehen.

m) Erbrecht: 80 Fälle, davon mindestens 20 rechtsförmliche
Verfahren (davon höchstens 10 Verfahren der freiwilligen
Gerichtsbarkeit). Die Fälle müssen sich auf die in § 14f
Nr. 1 bis 5 bestimmten Bereiche beziehen, dabei aus drei
Bereichen mindestens jeweils 5 Fälle.

n) Transport- und Speditionsrecht: 80 Fälle, davon mindestens
20 gerichtliche Verfahren oder Schiedsverfahren. Die Fälle
müssen sich auf den in § 14g Nr. 1 bestimmten Bereich und
mindestens zwei weitere Bereiche der Nr. 2 bis 7 beziehen,
dabei auf jeden dieser drei Bereiche mindestens 3 Fälle.

o) unverändert.

p) unverändert.

q) Urheber- und Medienrecht: 80 Fälle aus den Bereichen des
§ 14j Nr. 1 bis 6. Von diesen Fällen müssen sich mindestens
je 5 auf die in § 14j Nr. 1 bis 3 genannten Bereiche bezie-
hen. Mindestens 20 Fälle müssen gerichtliche Verfahren
sein.

r) Informationstechnologierecht (IT-Recht): 50 Fälle aus den in
§ 14k genannten Bereichen. Die Fälle müssen sich auf die
Bereiche des § 14k Nr. 1 und 2 sowie auf einen weiteren
Bereich des § 14k beziehen, dabei auf jeden dieser drei
Bereiche mindestens 3 Fälle. Mindestens 10 Fälle müssen
rechtsförmliche Verfahren (z. B. Gerichtsverfahren, Verwal-
tungsverfahren, Schlichtungs- oder Schiedsverfahren) sein.
Ebensolche Verfahren vor internationalen Stellen werden
angerechnet.

Als Fälle im Sinne von Satz 1 gelten auch solche, die der
Rechtsanwalt als Anwaltsnotar bearbeitet hat, sofern sie auch
von einem Rechtsanwalt, der nicht Notar ist, hätten bearbeitet
werden können. Bedeutung, Umfang und Schwierigkeit einzel-
ner Fälle können zu einer höheren oder niedrigeren Gewich-
tung führen.

§ 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

§ 6 Nachweise durch Unterlagen

(2) Soweit besondere theoretische Kenntnisse durch eine erfolg-
reiche Lehrgangsteilnahme (§§ 4 Abs. 1, 4a) dargelegt werden
sollen, hat der Antragsteller Zeugnisse des Lehrgangsveranstal-
ters vorzulegen, die zusammen folgende Nachweise umfassen
müssen:

a) dass die Voraussetzungen der §§ 4 Abs. 1 und 4a erfüllt
sind,

b) dass, wann und von wem im Lehrgang alle das Fachgebiet
in § 2 Abs. 3, §§ 8 bis 14k betreffenden Bereiche unterrich-
tet worden sind,

c) die Aufsichtsarbeiten und ihre Bewertungen.

§ 8 wird wie folgt geändert:

§ 8 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Verwaltungs-
recht

Für das Fachgebiet Verwaltungsrecht sind nachzuweisen

1. …

2. …

Nach § 14i wird folgender § 14j eingefügt:

§ 14j Nachzuweisende Kenntnisse im Urheber- und Medien-
recht

Für das Fachgebiet Urheber- und Medienrecht sind besondere
Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:

1. Urheberrecht einschließlich des Rechts der Wahrneh-
mungsgesellschaften, Leistungsschutzrechte, Urheberver-
tragsrecht, internationale Urheberrechtsabkommen,

2. Verlagsrecht einschließlich Musikverlagsrecht,

3. Recht der öffentlichen Wort- und Bildberichterstattung,

4. Rundfunkrecht,

5. wettbewerbsrechtliche und werberechtliche Bezüge des
Urheber- und Medienrechts, Titelschutz,

6. Grundzüge des Mediendienste-, Teledienste- und Telekom-
munikationsrechts, des Rechts der Unterhaltungs- und Kul-
turveranstaltungen sowie des Rechts der deutschen und
europäischen Kulturförderung,

7. Verfahrensrecht und Besonderheiten des Prozessrechts.

Nach § 14j wird folgender § 14k eingefügt:

§ 14k Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Informati-
onstechnologierecht

Für das Fachgebiet Informationstechnologierecht sind beson-
dere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:

1. Vertragsrecht der Informationstechnologien, einschließlich
der Gestaltung individueller Verträge und AGB,

2. Recht des elektronischen Geschäftsverkehrs, einschließlich
der Gestaltung von Provider-Verträgen und Nutzungsbedin-
gungen (Online-/Mobile Business),

3. Grundzüge des Immaterialgüterrechts im Bereich der Infor-
mationstechnologien, Bezüge zum Kennzeichenrecht, ins-
besondere Domainrecht,

4. Recht des Datenschutzes und der Sicherheit der Informati-
onstechnologien einschließlich Verschlüsselungen und Sig-
naturen sowie deren berufsspezifischer Besonderheiten,

5. Das Recht der Kommunikationsnetze und -dienste, insbe-
sondere das Recht der Telekommunikation und deren
Dienste,

6. Öffentliche Vergabe von Leistungen der Informationstech-
nologien (einschließlich e-Government) mit Bezügen zum
europäischen und deutschen Kartellrecht,

7. Internationale Bezüge einschließlich Internationales Privat-
recht,

8. Besonderheiten des Strafrechts im Bereich der Informati-
onstechnologien,

9. Besonderheiten der Verfahrens- und Prozessführung.

§ 16 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

§ 16 Übergangsregelung

(1) Anträge sind nach dem zum Zeitpunkt der Antragstellung
geltenden Recht zu entscheiden, wenn dies für den Antragstel-
ler günstiger ist. Die Fortbildungsregelung des § 4 Abs. 2 gilt ab
1.1.2007.

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit ausgefertigt.
Berlin, den 12.4.2006 Bamberg, den 13.4.2006

gez. Dr. Dombek gez. Böhnlein
Vorsitzender  Schriftführer
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Bundesverfassungsgericht

Bescheid des Bundesministeriums der Justiz vom 4.7.2006
eingegangen bei der Bundesrechtsanwaltskammer am
5.7.2006

An den
Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer
Herrn Rechtsanwalt und Notar
Dr. Bernhard Dombek
Littenstraße 9
10179 Berlin

Sehr geehrter Herr Dr. Dombek,

die Beschlüsse der Satzungsversammlung bei der Bundes-
rechtsanwaltskammer vom 3. April 2006 zur Änderung der

Fachanwaltsordnung, die Sie mit Schreiben vom 18. April 2006
übermittelt haben, sind gemäß § 191e der Bundesrechtsan-
waltsordnung geprüft worden. Ich habe keine Bedenken gegen
die Rechtmäßigkeit der Satzungsbeschlüsse.

Mit freundlichen Grüßen
Ihre Brigitte Zypries

In-Kraft-Treten

Die Änderungen treten am 1.11.2006 in Kraft.

Personalien

Präsidentenwechsel bei der RAK
Schleswig-Holstein

Nach einer verdienstvollen 5-jährigen Amtszeit hat sich die
Schleswig-Holsteinische Rechtsanwaltskammer von ihrem Prä-
sidenten RAuN Ulrich Dose (68) auf der jährlichen Mitglieder-
versammlung am 31. Mai in Kiel verabschiedet. Dose zeich-
nete sich durch stetiges Engagement und hervorragenden Sach-
verstand aus. Als Nachfolger wählte der Vorstand der Schles-
wig-Holsteinischen Rechtsanwaltskammer den bisherigen
Vizepräsidenten RAuN Michael Prox (64) aus Kaltenkirchen.

Prox sieht die Aufgabe des Präsidenten vor allem darin, den
Berufsstand der Anwaltschaft in einer modernen Dienstleis-
tungsgesellschaft noch fester zu verankern und zukünftige Ein-
schnitte in unser bewährtes Rechtssystem zum Schutz der
rechtsuchenden Bevölkerung abzuwehren.

Das Präsidium der Schleswig-Holsteinischen Rechtsanwalts-
kammer besteht jetzt aus: Präsident RAuN Michael Prox aus
Kaltenkirchen, Vizepräsident RAuN Dr. Michael Purrucker aus
Reinbek, Schatzmeister RAuNin Kirsten Berlage aus Schleswig,
Schriftführer RAuN Jürgen Doege aus Geesthacht.

Pressemitteilung der RAK Schleswig-Holstein v. 1.6.2006

Berufsrechtliche Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht
*Leitsatz der Redaktion (Orientierungssatz)

Widerstreitende Interessen – Sozietätserstreckung

BRAO § 43a Abs. 4; BORA § 3 Abs. 2; StPO § 146
*1. Ein Rechtssatz des Inhalts, dass das Verbot der Vertretung
widerstreitender Interessen auch für die mit einem RA in einer
Sozietät verbundenen Kollegen gilt, wenn die Mandanten mit der
weiteren Tätigkeit des Sozius nicht einverstanden sind, ist mit
Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar. Der mit einer solchen Regelung ver-
bundene Eingriff in die Freiheit der Berufsausübung ist durch hin-
reichende Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt.

*2. Wenn die Mandanten mit einer Mandatsübernahme nicht ein-
verstanden sind oder wenn – trotz erteiltem Einverständnis –
Belange der Rechtspflege entgegenstehen, ist vom RA stets eine
Mandatsbeendigung zu verlangen.

*3. Der Verhältnismäßigkeit einer Erstreckung des Verbots der
Vertretung widerstreitender Interessen auf die Sozien steht auch
die Rspr. des BVerfG zu § 146 StPO nicht entgegen.

BVerfG, Beschl. v. 20.6.2006 – 1 BvR 594/06

Aus den Gründen:

I. Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage, ob das Verbot
der Vertretung widerstreitender Interessen auch für die in
einer Sozietät verbundenen RAe gilt.

1. a) Der Bf. ist RA und betreibt zusammen mit einem Sozius
eine RA-Kanzlei. Der Sozius des Bf. hatte anlässlich einer
Auseinandersetzung innerhalb einer Erbengemeinschaft zwei
Miterben gegen deren Schwester als dritter Miterbin vertre-
ten. Die beiden Brüder zahlten ihre Schwester aus und setz-
ten die Erbengemeinschaft miteinander fort. Als es später
innerhalb der Erbengemeinschaft zur Auseinandersetzung
zwischen den beiden Brüdern kam, übernahm zuerst der
Sozius des Bf. das Mandat für einen der Brüder. Nach einer
Beschwerde des anderen Bruders legte der Sozius des Bf. das
Mandat nieder. Anschließend führte der Bf. das Mandat fort,
obwohl sich der andere Bruder auch hierüber bei der RAK
beschwerte.


